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Wie seltsam: Ausgerechnet die Dame, die
an der Seite von Oskar Lafontaine eine be-
scheidene Eleganz und ein sichtbares Ver-
gnügen am Leben gewonnen hat (auf bei-
des versteht sich unser einstiger Genosse),
ausgerechnet die gescheite Sahra Wagen-
knecht, focht in der ZDF-Debatte bei May-
brit Illner als einzige leidenschaftlich und

unbeirrbar für Wladimir Putin und seinen
Zermürbungskrieg gegen die Ukraine. Ei-
ne Mesalliance, nannte man das früher.

Es hätte nicht erstaunt, wenn sich die
Chefin der »Kommunistischen Plattform«
in der »Linken« einst mit blindem Eifer für
die Sowjetunion ins Zeug gelegt hätte, ihrer
ideologischen Grundpflicht gehorchend
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das »plausible deniability« (glaubhafte Ab-
streitbarkeit) genannt wird.

Was macht man aber, wenn man, aus
welchen Gründen auch immer, aus die-
ser Politik heraus will, wo man selber die
nationalkonservativen Kräfte im eigenen
Land gestärkt und sich mit der rücksichts-
losen Krim- und Ostukrainepolitik bei
ihnen populär gemacht hat? Der Blick
richtet sich, wenn wir über die Chancen
von Minsk II sprechen, plötzlich auf die
russische innenpolitische Szenerie. Sie wird
bis heute von der Putin-Rede im Georgs-
saal des Kremls vom 18. März 2014 ge-
prägt, wo der Präsident die »Wiederver-
einigung« mit der Krim gefeiert und zu-
gleich alle seine Kritiker als »National-
Verräter« und Unterstützer einer Fünften
Kolonne quasi aus der russischen Gesell-
schaft gedrängt hat. Seither hat sich der
Umgang mit Opposition und kritischer
Zivilgesellschaft in Russland brutalisiert,
und insgesamt ist eine gesellschaftliche
Atmosphäre von Aggression und Hass ent-
standen.

Die brutale Ermordung des russischen
Oppositionspolitikers Boris Nemzow in

der Nacht zum 28. Februar 2015 muss die-
ser aufgereizten gesellschaftlichen Atmo-
sphäre, die zum Bestandteil der Hybrid-
Kriegsführung geworden ist, zugeschrie-
ben werden, egal welche Attentäter oder
Hintermänner dingfest gemacht werden.
Wie immer in solchen Fällen wuchern die
verschiedensten Verschwörungstheorien.
Eine davon will wissen,dass die Bluttat un-
ter den Fenstern des Kreml ein Warnsignal
von Hardlinern war, die Kompromissbe-
reitschaft des Präsidenten im Minskpro-
zess nicht zu übertreiben. Das hieße, die
Kräfte, die der Präsident selber stark ge-
macht hat, melden jetzt ihre Ansprüche an
die russische Politik in der Ukraine-Frage
an. Nemzow soll ja zuletzt an einer Do-
kumentation zur militärischen Interven-
tion Russlands in der Ukraine gearbeitet
haben, also einem Projekt, das die »glaub-
hafte Abstreitbarkeit« dieses Engagements
hätte untergraben können.

Es gibt viele andere Spekulationen. Ei-
nes aber steht fest: Ob der Last Exit Minsk
genutzt wird, hängt längst auch von der
weiteren Entwicklung inmitten der russi-
schen Gesellschaft ab.
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(die galt, notabene, auch für Gregor Gysi).
Man kann dem einstigen KGB-Funktionär
Putin vieles nachsagen, aber ganz gewiss
nicht, dass er im Reich der Oligarchen und
des darbenden Arbeiter- und Bauern-Pro-
letariats das Banner des Sozialismus hoch-
zuhalten bemüht sei. Die vorsichtige Re-
habilitierung, die er dem schnauzbärtigen
Georgier angedeihen lässt, gilt keineswegs
dem Erben Lenins und Führer des Welt-
kommunismus, sondern dem gewaltigsten
aller Zaren, der dem russischen Imperium
die größte Expansion seiner Geschichte
und den Rang einer Weltmacht erkämpfte.
Jenes Reich möchte Putin, dies ist das Ziel
seiner Regentschaft, von neuem etabliert
sehen. Die Okkupation der Krim war der
erste Schritt. Die Aufspaltung der Ukraine
soll der nächste sein.

Der Tradition der deutschen Linken
entspricht es nicht, für das Regime der
Zaren ins Feuer zu gehen. Im Gegenteil.
Russland war die verhasste Inkarnation
der feudalen Tyrannei, von dem man die
Völker zu erlösen trachtete. Schreibt man
nicht August Bebel die Bemerkung zu,
wenn es gegen Russland ginge, dann würde
auch er die Knarre in die Hand nehmen?
Die Moskau-Hörigkeit der deutschen Kom-
munisten war in Wirklichkeit ein Verrat an
den Idealen der klassischen Linken.

Warum bleiben die Söhne und Töchter
der SED der Bindung an Russland auch
nach dem Untergang der Sowjetunion treu?
Rührt sich hier eine Art von Sentimenta-
lität,die im Umgang mit einem autoritären
Regime keineswegs angebracht ist? Eine
Nostalgie, die sich heimlich in die DDR
zurücksehnt, in der die Ober- und Unter-
genossen in ihrer Lust an der Macht ge-
legentlich vergaßen, dass ihre Privilegien
eine Leihgabe der KPdSU und der Roten
Armee waren? 

Oder sind ihre Erben, ohne es recht zu
wissen, von einem generellen Unbehagen
an den Werten und am Lebensstil des Wes-
tens getrieben? Ist es ihre Abneigung ge-
gen die Europäische Union, die sie zu einer

Bundesgenossenschaft mit dem derzeiti-
gen Herrscher aller Russen bestimmt?

Ja, wenn sie sich damit begnügten, ge-
gen die idiotischen Vorschläge einiger ame-
rikanischer und auch deutscher Eiferer zu
protestieren, die dafür werben, die Ukraine
in die NATO aufzunehmen, dann würden
wir herzhaft applaudieren. Denn das wäre
in der Tat die schiere Unvernunft, und der
Staatschef Putin hätte Anlass, sich einer
Einkreisung seines Imperiums entgegen-
zustemmen.Aber keine Regierung des Wes-
tens erwog im Ernst, die ohnedies über-
füllte (und darum geschwächte) Atlanti-
sche Allianz um eine unkontrollierbare
Krisenregion zu erweitern. Wladimir Pu-
tin weiß das wohl, und Frau Wagenknecht
könnte es wissen, wenn sie es denn wissen
wollte. Die Brüsseler Diplomaten hätten
freilich gut daran getan, Moskau früh ge-
nug über das Assoziierungsabkommen
mit der Ukraine ins Bild zu setzen. Dies zu
versäumen war unbedacht und womög-
lich ein wenig arrogant.

Indes, manche unter den Linken ver-
dächtigen die Europäische Union ohne-
hin, sie sei in Wahrheit nichts anderes als
eine Tarnorganisation der NATO und da-
mit ein Instrument des amerikanischen
Imperialismus. Damit wird bestätigt, dass
sich ein Grundvorbehalt der SPD gegen
ein Bündnis mit der »Linken« keineswegs
erledigt hat: die Revision ihrer Feindselig-
keit gegen Europa und die atlantische Ge-
meinschaft. Die NATO, meint Sahra Wa-
genknecht etwas nassforsch,hätte sich auf-
lösen müssen, als der Warschauer Pakt von
der Bühne verschwand. Den kleinen Unter-
schied, der die Wirklichkeit prägte, kennt
sie nicht, oder sie will ihn nicht zur Kennt-
nis nehmen: dass der Warschauer Pakt das
Hauptelement der sowjetischen Kontrolle
Osteuropas war, während die Atlantische
Allianz ein freiwilliger Zusammenschluss
von freien Staaten war – aus dem man sich
auch zurückziehen konnte (siehe de Gaulles
brüsken Abschied von der militärischen
Bindung,mit dem er die Vereinigten Staaten
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zur Räumung sämtlicher Stützpunkte auf
französischem Territorium zwang). Nach
der Implosion des sowjetischen Imperiums
drängten die osteuropäischen Völker in die
NATO, von der sie sich den Schutz ihrer
Freiheit und Unabhängigkeit erhoffen, zu-
mal Polen und die wieder erstandenen balti-
schen Staaten. Es war die moralische Pflicht
der Vereinigten Staaten und der Westeuro-
päer, sich diesem Wunsch zu öffnen.

Nein, nichts deutet auf eine Korrektur
der »linken« Haltung gegenüber Europa
und dem Atlantischen Bündnis hin. Gre-
gor Gysi drängt, wenn wir es recht wissen,
auf keine Debatte, die er – dank seiner Au-
torität als offizieller oder realer Parteichef
seit einem Vierteljahrhundert – jederzeit
auf die Tagesordnung setzen könnte. Aber
auch die Sozialdemokraten zeigen, was
dies angeht, keine Eile. Für die Koalitionen
in den Ländern mögen die außen- und eu-
ropapolitischen Einsichten nicht weiter
von Belang sein (obschon sie eines Tages
unversehens auch die Interessen des Bun-
desrates berühren könnten). Zumindest
sollte jenen Sozialdemokraten, die (offen
oder verschämt) auf »Links-Links« setzen,
an einer Klärung dieser Grundfragen ge-
legen sein. Zumal mehr auf dem Spiel steht
als die Zugehörigkeit der Bundesrepublik
zu den beiden Grundformationen der west-
lichen Staaten: nämlich die dauerhafte
Verwurzelung Deutschlands in der Welt
des Westens, die politische und die geisti-
ge, die Konrad Adenauer und Willy Brandt
mit der Grundbindung an ein vereintes
Europa und an die Vereinigten Staaten ein
für allemal entschieden zu haben schie-
nen. Zweifel an der deutschen Verlässlich-
keit schürt nicht nur die »Linke«, sondern
auch die konservativ-nationalistische AfD,
die eines Tages für das Verhältnis zu Russ-
land eine Rückkehr zu Bismarcks getarn-

ter Achsen-Strategie empfehlen mag, auch
darin die Erbin der schwarz-weiß-roten
deutsch-nationalen Gesinnung, ob nun die
Russland-Romantiker mit ihrer Sehnsucht
nach der »großen russischen Seele«, die zu
einer paradoxen Koexistenz mit den ras-
sistischen Propagandisten der Vernich-
tungsideologie vom »russischen Unter-
menschen« gezwungen waren.

Das einigende Element der linken und
rechten Putin-Versteher und Russland-
Apologeten ist ohne Zweifel die Europa-
und Westfeindlichkeit. So erklärt sich auch
die merkwürdige Verbindung zwischen
Putin und Marine Le Pen, der geradezu
charismatisch erfolgreichen Chefin des
rechtsextremen Front National, die von ei-
ner kremlnahen Bank finanziert wird. Neh-
men Gysi und die Genossin Sahra daran
keinen Anstoß? Ersäufen sie ihre Beden-
ken im Sumpf der Westfeindlichkeit? Der
Wille zu einer Reform lässt sich nicht er-
kennen. Das aber sollte die Links-Links-
Trommler in der SPD verstören.

Ohnehin sollten sie sich nicht länger
der Illusion hingeben, es könne eine linke
Mehrheit in Deutschland gedeihen, die
eine seriöse Chance hätte, die Macht zu er-
obern. Die gibt es nicht (und es gab sie wo-
möglich nie). Die Realität spricht für Gab-
riels und Steinmeiers tapferen Versuch, die
Mitte zurückzugewinnen, bei der Willy
Brandt einst seine grandiosen Wahlsiege
errang. Sie wurde nach seinem Abschied
von den Nachfolgern gedankenlos preis-
gegeben – Gerhard Schröder die große
Ausnahme. Der hatte verstanden, dass nur
die Mitte eine Majorität verspricht – und
manchmal gewährt. Sie von neuem zu er-
obern verlangt weiß Gott eine zähe Ge-
duld. Es müssen viele Mauern mürbe ge-
klopft werden, um den Turm der 25 % zu
sprengen. Courage!
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